
Beverförde: Kinderlosig-

keit, Familienförderung
Auf dem CDU-Landesparteitag am
25. Februar in Barleben haben Spit-
zenpolitiker der Union die heiße
Wahlkampfphase für die Landtags-
wahlen am 26. März eingeläutet.
Außerdem verabschiedeten die
Delegierten ein umfangreiches
Regierungsprogramm für die kom-
mende Legislaturperiode.
Ministerpräsident Böhmer, der von
den etwa 600 Delegierten und
Gästen mit stehenden Ovationen
begeistert empfangen wurde, mach-
te in seiner Grundsatzrede deutlich,
dass Sachsen-Anhalt mit der CDU
eine Zukunft haben werde. "Wir ste-
hen für Sachsen-Anhalt als Region
mit Zukunft. Wir bekennen uns zu
den Menschen und Traditionen die-
ses Landes und damit zu unserer
Heimat", sagte Prof. Böhmer.
Rot-Rot habe unter seinem Vorgän-
ger Höppner das Land herunter
gewirtschaftet und wolle die Sanie-
rung jetzt anderen überlassen.
"Nicht mit uns!" verwarf der Minister-
präsident die Pläne seines SPD-
Herausforderers Bullerjahn, der für
eine Fusion des Landes mit Sach-
sen und Thüringen plädiert. 
Böhmer will dagegen mit der Fort-
setzung der erfolgreichen Regie-
rungsarbeit der letzten vier Jahre
das Land weiter zu einem attraktiven
Investitions- und Wirtschaftsstandort
entwickeln. Dazu müssten beste-
hende Forschungsschwerpunkte
weiter ausgebaut und gute Entwick-
lungsansätze gebündelt werden, um
mit neuen Produkten und Innovatio-
nen neue Märkte zu erschließen und
Arbeitsplätze zu schaffen.
Erst auf dem Fundament einer lei-
stungsfähigen Wirtschaft könne
Sachsen-Anhalt wieder Spielräume
für politisches Handeln gewinnen
und auch so manche Wünsche im
Bereich der Familien- und Sozialpo-
litik erfüllen.
Parteichef Thomas Webel hatte
zuvor die Unionsanhänger auf die
große Bedeutung der Landtagswahl
eingestimmt. "Wir haben den besten

Ministerpräsidenten, den Sachsen-
Anhalt sich wünschen kann, und die
erfolgreichste Regierung in der
Geschichte des Landes", sagte er
unter tosendem Beifall. Deshalb
müsse die Regierungsarbeit unter
Böhmer fortgesetzt werden.
Den SPD-Spitzenkandidaten Buller-
jahn bezeichnete er als den alten
"Strippenzieher" aus der Zeit der rot-
roten Zusammenarbeit von 1994 bis
2002, der das Chaos mitverursacht
habe und sich nun als Staatsmann
darstelle. Bullerjahn stehe jedoch
auch für die lähmende Stimmung,
die horrende Verschuldung und das
Image des Jammerlandes bis zum
Regierungswechsel 2002, sagte der
CDU-Landesvorsitzende. Sollte es
für Rot-Rot eine Mehrheit geben,
werde sein alter Duz-Freund Gallert
von der PDS sicher am Wahlabend
anrufen und Bullerjahn ein Regie-
rungsbündnis vorschlagen. Diese
Rolle rückwärts müsse im Interesse
des Landes unbedingt verhindert
werden. "Deshalb kämpfen wir um
jede Stimme", schwörte der beliebte
Landrat aus dem Ohrekreis die ver-
sammelten Unionsfreunde ein.
Als Gastredner machte der nieder-
sächsische Ministerpräsident Chri-
stian Wulff den Delegierten Mut für
die letzten Wochen des Wahlkamp-
fes. "Sie haben Rückenwind aus

Berlin. Angela Merkel hat als Kanz-
lerin einen sehr guten Start hinge-
legt." Deutschland sei durch Merkels
klare Sprache wieder zu einem ver-
lässlichen Partner in der Außenpoli-
tik geworden.
Wulff, zugleich auch stellvertreten-
der Bundesvorsitzender der CDU,
verwies auf die Erfolge der Regie-
rung Böhmer, die in ganz Deutsch-
land Anerkennung fänden. Sachsen-
Anhalt habe heute mehr Industriear-
beitsplätze, weniger Abwanderung,
die schnellsten Genehmigungsver-
fahren, eine bessere Verbrechens-
bekämpfung und eine wesentlich
bessere Stimmung als unter der
SPD-geführten Regierung. "Die rote
Laterne tragen heute Länder, die rot-
rot regiert sind: Berlin und Mecklen-
burg-Vorpommern", fügte Wulff hin-
zu. Dagegen habe Sachsen-Anhalt
unter der CDU-geführten Regierung
ein Landesbündnis für Familien,
eine kluge Schulpolitik, eine hohe
Ausbildungsplatzversorgung und lei-
stungsfähige Hochschulen. 
Im zweiten Teil des Parteitags stellte
der Fraktionsvorsitzende der CDU
im Landtag, Jürgen Scharf, das in
zahlreichen Gremien der Partei
beratene "Regierungsprogramm"
der CDU vor. Die wichtigsten Aussa-
gen des Programms finden Sie auf
den Seiten 8 und 9.                    wik

Elbkurier
Das offizielle Informationsblatt CDU Kreisverband Magdeburg

MAGDEBURG

8. Jahrgang / Heft 1 - März 2006 

! Seite 2

Jürgen Scharf: 

Unser Kurs ist richtig

! Seite 4

Kauder: Koalition wird

Erfolg für Deutschland

! Seite 10

Handlungsspielräume

für die Zukunft sichern

! Seite 12

Sachsen-Anhalt ist 

aktiver Gestalter Europas

! Seite 13

Verbindung zu Braun-

schweig intensiviert

! Seite 14

Wir gestalten ein starkes Sachsen-Anhalt

Merkel zog Sachsen-

Anhalter in ihren Bann

! Seite 15

Ministerpräsident Böhmer wird in Barleben von den 600 Delegierten und
Gästen mit stehenden Ovationen für seine vierjährige erfogreiche
Regierungsarbeit gefeiert. Der niedersächsische Regierungschef
(rechts) stärkt ihm den Rücken.                                   Foto: Birgit Uebe

zur 
Mitgliederversammlung
am 31. März 2006, 17:00 Uhr

in das Ramada Hotel

Einladung



Elbkurier: Frau von Beverförde,
im Jahr 2000 haben Sie gegen
das Gesetz zur Einführung der
Grundschule mit festen Öff-
nungszeiten gekämpft. Damals
ging es um das Erziehungsrecht
der Eltern. Sie waren dann im
November 2004 maßgebliche Mit-
begründerin der Bürgerinitiative
"Nein beim Volksentscheid!".
Was hat Sie zu diesem unge-
wöhnlichen Engagement
geführt?
Beverförde: Mich hat geärgert, dass
eine Allianz aus Gewerkschaften,
PDS, Grünen, etc. sich mit Gutmen-
schenattitüde als die wahre Interes-
senvertreterin der Kinder aufgespielt
hat und sich damit in der Öffentlich-
keit weitgehend unwidersprochen
positionieren konnte. Ganztagsbe-
treuung fern der Familie sei ein
Recht der Kinder und müsse somit
von der Gesellschaft finanziert wer-
den. Das Gegenteil ist richtig: Kin-
der haben ein Recht auf Eltern.
Elbkurier: Deshalb sind Sie selbst
auch nicht erwerbstätig und bei
Ihren drei Kindern zu Hause?
Beverförde: Mit der Geburt unseres
ersten Kindes habe ich meinen alten
Beruf gegen den neuen als Mutter
eingetauscht. Das ist mir anfangs
nicht sehr leicht gefallen. Aber wenn
ich heute unsere Kinder ansehe,
bereue ich diese Entscheidung kei-
ne Sekunde.
Elbkurier: Diese Frauenrolle
scheint aus der Mode gekommen
zu sein. Ist das nur noch ein
Lebensmodell für Adel und bes-
sere Kreise oder sehen Sie darin
ein Leitbild für die ganze Gesell-

schaft?
Beverförde: Familienarbeit wird
nicht bezahlt, aber sie ist ungeheuer
wichtig für die Zukunft unserer
Gesellschaft.
Elbkurier: Meinen Sie das unter
demografischen Gesichtspunk-
ten?
Beverförde: Sicher auch, aber ich
sehe es zunächst einmal aus dem
Blickwinkel der Kinder. Die Ergeb-
nisse der Verhaltensforschung, der
Gehirnforschung und der Bindungs-
forschung belegen eindeutig, dass
Kinder in den ersten drei Lebensjah-
ren eine enge Bindung zu einer
Bezugsperson aufbauen müssen.
Das ist in der Regel die Mutter. 
Elbkurier: Diese Auffassung wer-
den gerade viele "emanzpierte
Frauen" vehement ablehnen...
Beverförde: ...natürlich, weil sie sich
einreden lassen, sie müssten sich
ihre natürlichen Instinkte abgewöh-
nen. Das stört mich immer gerade
bei den Grünen. Die wollen beson-
ders naturnah leben, aber den
natürlichen Mutterinstinkt, den eige-
nen Säugling bei sich haben zu wol-
len, bekämpfen sie. Das passt nicht!
Elbkurier: Aber Sie können auch
nicht die westdeutschen Verhält-
nisse der 50er und 60er Jahre als
Zukunftsmodell vertreten, oder?
Beverförde: Das ginge schon des-
halb nicht, weil das Niveau der
materiellen Ansprüche damals
erheblich niedriger lag als heute.
Und es gab viel weniger Scheidun-
gen und dadurch zerstörte Familien.
Natürlich muß man auf die heutige
Situation der Familien schauen.
Dazu gehört auch, dass  Frauen gut

ausgebildet und von ihren Männern
finanziell unabhängig sind. Wenn
sie Mutter werden, kommt dann der
Konflikt: bleib ich zu Hause oder
gehe ich wieder "arbeiten"?
Elbkurier: ... bzw. muß ich weiter-
arbeiten?
Beverförde: Ja.  gerade hier in den
neuen Ländern hat die Erwerbs-
tätigkeit von Müttern ja eine Traditi-
on aus DDR-Zeiten, die Frauen und
auch Männern sehr wichtig ist.
Außerdem brauchen viele das Geld,
um ihren Lebensstandard zu halten. 
Elbkurer: Also wir brauchen die
Krippe doch?
Beverförde: Ich führe keinen Kreuz-
zug gegen die Krippe an sich. Ich
will allerdings, dass unsere insge-
samt reiche Gesellschaft es den
Müttern ermöglicht, in den ersten
drei Jahren bei ihrem Kind zu sein.
Oder umgekehrt: warum gönnen
wir unseren kostbaren wenigen
Babies nicht, ihre ersten drei
Lebensjahre in der ersehnten
Nähe ihrer Mütter zu verbringen?
Das muss die Gesellschaft fördern
und nicht Mütter benachteiligen, die
sich um ihre Kinder selbst kümmern.
Elbkurier: Warum sind die ersten
drei Lebensjahre so wichtig?
Beverförde: Das Menschenkind ist
ein extremer Nesthocker, der mit
einem unreifen Gehirn auf die Welt
kommt. Die geistig-seelische Ent-
wicklung findet im wesentlichen erst

nach der Geburt statt. Die Hirnfor-
schung von Katharina Braun und
Jörg Bock gerade hier an unserer
Universität Magdeburg hat hierzu
bahnbrechende Erkenntnisse gelie-
fert. Wir müssen uns das klar
machen: die Bildungsfähigkeit eines
Kindes hängt entscheidend ab vom
Gelingen einer engen Eltern-Kind-

Beziehung in den ersten drei Jah-
ren. 
Elbkurier: Was erwarten Sie von
der Politik?
Beverförde: Eine Familienförde-
rung die diesen Namen auch ver-
dient. Die Bindungen innerhalb der
Familien müssen gestärkt werden.
Also zwischen Eltern und Kindern,
zwischen Geschwistern und Eltern
untereinander. Und dafür braucht
man Zeit miteinander. Nur aus die-
sen Bindungen erwachsen die
Werte, nach denen heute so lauts-
tark gerufen wird. Statt dessen wird
alles getan, um die Familie ausein-
anderzutreiben. Kinder in die Krip-
pe, später in die Ganztagsschule,
Mütter schnell zurück zum Geldver-
dienen. 
Elbkurier: Und die Alternative?  
Mir ist sehr wichtig, dass wir in
einem Staat leben, in dem jeder frei
über sein Tun und Lassen entschei-
den kann. Dazu gehört auch, dass
ich die Freiheit habe, den Unsinn
zu machen, den ich möchte. Das
heißt aber nicht, dass der Staat die-
sen Blödsinn auch finanziert.
Ich bin der Meinung, dass Politik
und Gesellschaft nur das fördern
und unterstützen sollten, was für
unsere Gesellschaft auch wirklich
wichtig ist.
Elbkurier: Was sollte der Staat
nicht fördern?
Beverförde: Beispiel Homo-Ehe.
Warum soll der Staat das fördern?
Homosexuelle haben selbstver-
ständlich die Freiheit, so zu leben,
wie sie wünschen. Aber bitte schön
ohne staatliche Förderung!
Elbkurier: Sie arbeiten sich an
den Spätfolgen der 68er-Bewe-
gung ab. Bestehen nach dem
Abtreten von Altachtundsechzi-
gern wie Schröder und Fischer
Chancen zu einer Rückbesin-
nung auf tradierte Werte?
Beverförde: Das wird ein mühsa-
mer Prozess sein. Die 68er haben
sich doch in allen Führungspositio-
nen und Redaktionen etabliert. Von
da aus haben sie die neuen "Wer-
te" sehr effizient in unser aller Köp-
fe infiltriert. Die Grenze zwischen
Individualismus und reinem Egois-
mus ist fließend. Für Kinder und
Kindeswohl bleibt da nicht viel
Platz.                  weiter auf Seite 3

Hedwig von Beverförde über Kinderlosigkeit, Familienförderung,
CDU ElbkurierSeite 2 1/2006



CDU Elbkurier Seite 3

Gehirnentwicklung und Homo-Ehe
1/2006

Elbkurier: Sie gehen hart ins
Gericht!
Beverförde: Das ist leider eine tref-
fende Zustandsbeschreibung in
weiten Teilen unserer Gesellschaft.
Übrigens treffen sich an dieser
Stelle auch die Alt-68er mit den
Idealen einer Margot Honecker.
Die wollte ganz bewusst die Kin-
dererziehung in staatliche Hand
bekommen, weil sie den Eltern
zutiefst misstraute. Nur der Staat
konnte die Kinder zu echten sozia-
listischen Persönlichkeiten erzie-
hen.
Elbkurier: Wir hatten eingangs
schon mal die Frage der Demo-
grafie angesprochen. Lassen
Sie mich deshalb auf Frankreich
zu sprechen kommen. Während
in Deutschland seit mehr als 30
Jahren nur etwa zwei Drittel der
Kinder geboren werden, die zur
Bestandserhaltung nötig sind,
bekommen Französinnen, gera-
de auch die gut ausgebildeten,
nicht selten drei und mehr Kin-
der. Wäre Frankreich ein Modell
für uns?
Beverförde: In mancher Hinsicht ja.
Wir müssen die Familie als Leitbild
wieder in den Mittelpunkt aller poli-
tischen Arbeit stellen. Deshalb
muss Familienarbeit genauso
anerkannt werden wie Erwerbsar-
beit. Und wenn die nachwachsen-
de Generation wieder mehr Kinder
zur Welt bringen soll, müssen wir
Familiengründung und das Leben
mit und die Erziehung von Kindern
wieder erstrebenswert machen.

Elbkurier: Wie könnten Schritte
zu diesen Zielen aussehen?
Beverförde: Frankreich hat seit
Jahrzehnten ein Familiensplitting,
das die Zahl der Kinder in der
Besteuerung viel stärker berück-
sichtigt als in Deutschland. Wenn
eine französische Familie drei Kin-
der hat, zahlt sie auch bei gutem
Einkommen eines Elternteils oder
beider Eltern kaum Steuern. Das
halte ich für richtig.
Elbkurier: Wo muss die Politik
noch ansetzen?
Beverförde: Wir müssen endlich zu
einer besseren Rentengerechtig-
keit kommen! Die gesetzliche Ren-
tenversicherung ruht auf den
berühmten zwei Säulen: den
Beiträgen der Versicherten und der
nächsten Generation, die dann die
Versicherungsansprüche auch ein-
löst. 
Elbkurier: Die eine Säule droht
uns immer mehr wegzubrechen!
Beverförde: Ja, auch weil die Lei-
stung der Mütter im Rentenrecht
viel zu gering bewertet wird. Hier
erwarte ich von der neuen CDU-
geführten Bundesregierung einen
deutlichen Schritt nach vorn.
Elbkurier: Wer soll die Zeche
zahlen?
Beverförde: Das Rentensystem
kann nur mit mehr Kindern und
durch Abschläge bei den Kinderlo-
sen stabilisiert werden, sonst sehe
ich keine Alternativen.
Elbkurier: Wo sehen Sie noch
weitere Stellschrauben?
Beverförde: Wir brauchen mehr

Teilzeitarbeitsplätze für Mütter über
dreijähriger Kinder. Und vor allem
müssen wir den beruflichen Wie-
dereinstieg der Mütter und Väter
nach der Familienphase besser
hinbekommen. Dazu brauchen wir
passende Angebote an Fortbil-
dung, Qualifizierung und Wieder-
einstiegshilfen.
Elbkurier: Können Staat und
Gesetze alles regeln?
Beverförde: Sicher nicht! Die
ganze Gesellschaft muss sich
bewegen. Wir müssen auch davon
wegkommen, dass man im Alter
von 25 bis 35 Jahren alles gleich-
zeitig erreichen will. Frauen wer-
den heute im Schnitt 80 Jahre alt,
da muss nicht Ausbildung, Karrie-
re, Kinder und Häuslebau usw. in
einem Jahrzehnt passieren. Das ist
eine Überforderung der Frauen
und der Familien und im Grunde ist
es eine Frechheit, dass das von
uns Müttern verlangt wird.
Elbkurier: Sehen Sie darin die
Ursache für die verbreitete Kin-
derlosigkeit?
Beverförde: Hauptursache ist die
maßlose Geringschätzung der
Familienarbeit, die von hauptberuf-
lichen Müttern oder Vätern gelei-
stet wird. Frau sieht sich also
genötigt, Kinder und Erwerbsberuf
zu vereinbaren und sich dies bitte
auch laut zu wünschen. Die Eman-
zipation frisst ihre Kinder. Hier
muss sich dringend etwas ändern 
Die geringe Anerkennung der Müt-
terleistung und die Überforderung
durch eine permanente Doppelbe-
lastung sehe ich als entscheidende
Gründe, warum junge Frauen nicht
die Kinder bekommen, die sie sich
eigentlich wünschen und die unser
Land dringend bräuchte. Hier müs-
sen wir ansetzen. 
Elbkurier: Das heißt, die Politik
wird die nötige Bewusstseinsän-
derung nicht alleine schaffen.
Was ist noch erforderlich?
Beverförde: Wir müssen gemein-
sam ein Klima schaffen, in dem
Familienarbeit die gleiche Würdi-
gung erfährt wie Erwerbsarbeit.
Wer eigene Kinder erzieht, erbringt
eine gesellschaftliche Leistung, die
allemal so wertvoll ist wie Akten
bearbeiten, Waren verkaufen oder
fremde Kinder betreuen. Es wird

höchste Zeit, dass wir Familien die-
se Anerkennung energisch einfor-
dern.
Elbkurier: Wie wollen Sie das
anstellen?
Beverfoerde: Der Verein Familien
e.V., dem ich seit Gründung
angehöre, hat vor einigen Monaten
begonnen, bundesweit ein Netz-
werk zu knüpfen, das alle schon
vorhandenen Kräfte im Land bün-
delt, die sich in unserem Sinne für
Familie, Kinder und die Anerken-
nung von Familienarbeit einsetzen.
Dazu gehören Verbände, viele
Fachleute, Vereine, Einzelperso-
nen und Familien. Über Interes-
senten und Unterstützer in Sach-
sen-Anhalt würde ich mich sehr
freuen.
Elbkurier: In Sachsen-Anhalt
stehen Landtagswahlen vor der
Tür. Was erwarten Sie von einer
neuen Landesregierung?
Beverförde: Daß sie an die Wirt-
schaftspolitik der jetzigen anknüpft.
Sachsen-Anhalt braucht noch viel
mehr Unternehmensgründungen
und –ansiedlungen. Wo Arbeit ist,
können auch Familien gegründet
werden.
Elbkurier: Was können Städte
wie Magdeburg tun, damit sich
Familien gerne ansiedeln bzw.
junge Leute auch die Kinder
bekommen, die sie sich wün-
schen?
Beverförde: Es gibt in Magdeburg-
Sudenburg eine private Initiative in
Zusammenarbeit mit der katholi-
schen Gemeinde „St. Marien“, die
ich sehr bewundere: den Verein
„Du und ich“ Mütter- und Familien-
kontakte e.V. Hier können sich
Mütter, Väter, auch Großeltern mit
Kindern treffen, zu gemeinsamen
Aktivitäten, kulturellen Veranstal-
tungen, Frühstücksrunden etc. Der
Pfarrer von St. Marien, Rat Bro-
zek, hat mir erzählt, dass durch
die Arbeit dieses Vereins die
Geburtenrate in seinem Viertel
signifikant angestiegen ist.
(www.familienkontakte.org)
Elbkurier: Das klingt hoffnungs-
voll. Vielen Dank für dieses
Gespräch.
Weitere Informationen zu die-
sem Thema finden Sie im Inter-
net: www.familie-ist-zukunft.de



CDU ElbkurierSeite 4 1/2006

Die Demokratie wird oft als die
zweitbeste aller Regierungsfor-
men bezeichnet, da man die
beste nicht kenne. Demokrati-
sche Entscheidungen sind auch
nicht immer die besten Entschei-
dungen, aber sie sind durch
Mehrheiten legitimiert. Und in
einer modernen Gesellschaft, in
der jeder Bürger eine Stimme hat

und haben muss, und in der jede
Angelegenheit öffentlich verhan-
delt werden kann, geht es nicht
anders, als dass in Anhörungen
und Aussprachen Argument und
Gegenargument abgewogen wer-
den  und am Schluss nicht Pala-
ver, sondern eine Entscheidung
mit Mehrheit steht. Dieses hohe
demokratische Gut haben die
Bürgerinnen und Bürger dieses
Landes 1989 nach über fünfzig
Jahren zweier Diktaturen wieder
errungen und wir sollen es als
wertvoll bewahren. Deshalb bin
ich für den Meinungswettstreit
aller demokratischen Parteien,
wende mich aber entschieden
gegen jeglichen politischen
Extremismus, sei er rechts, links
oder religiös motiviert. Um Rat-
tenfängern keine Chance zu
geben, müssen wir es schaffen,
dass jeder Bürger erfahren kann:
Wir werden wirtschaftliche Stärke
und soziale Sicherheit dauerhaft
miteinander verbinden.
Als Vorsitzender der CDU-Frakti-
on zeichne ich mit verantwortlich

für die neue Perspektive, die wir
2002 mit dem Regierungswech-
sel unserem Lande geben konn-
ten. Durch erfolgreiche Ansied-
lungen sind Arbeitsplätze auch in
Magdeburg entstanden. Wir ver-
zeichnen ein überdurchschnittli-
ches Wirtschaftswachstum und
der PISA-Ländervergleich
bescheinigt unseren Schülern,
dass sie deutlich aufholen. Dies
alles sind gute Zeichen, dass der
eingeschlagene Kurs richtig war.
Nun kommt es darauf an, in der
nächsten Wahlperiode den ein-
geschlagenen Weg fortsetzen zu
können. Als Vorsitzender der Pro-
grammkommission habe ich die
Leitlinien unserer zukünftigen
Politik mit entwickelt. Diese
heißen: Zuerst Wirtschafts- und
Arbeitsmarkt, dann Familien för-
dern und hier insbesondere der
tatsächlichen Gleichberechtigung
von Frau und Mann zum Durch-
bruch zu verhelfen, und drittens,
mit gut ausgebildeten jungen
Menschen den Start in die Wis-
sensgesellschaft schaffen.

Jürgen Scharf: “Unser eingeschlagener Kurs ist richtig”

Der Landtag trägt seinen Teil
dazu bei sparsamer zu arbeiten
und so verringert sich mit Beginn
der nächsten Wahlperiode die
Anzahl der gesetzlichen Mitglie-
der von 99 auf 91 Abgeordnete,
in der kreisfreien Stadt Magde-
burg wird es statt bisher fünf nur
noch vier Wahlkreise geben. 
2002 konnte die CDU mit Ger-
hard Ruden, Jürgen Scharf, Wig-
bert Schwenke, Dieter Steinecke

und Eva Wybrands alle Direkt-
mandate erringen. Gerhard
Ruden ist mit seiner Wahl zum
Beauftragten der Unterlagen des
ehemaligen Staatssicherheits-
dienstes aus dem Landtag aus-
geschieden. Alle weiteren Abge-
ordneten wurden in den Wahl-
kreisversammlungen wieder auf-
gestellt und haben sich das Ziel
gesetzt, bei der Wahl am 26.3.
wieder die Direktmandate in

Magdeburg zu erlangen. 
Alle Abgeordneten haben die
Interessen der Bürgerinnen und
Bürger dieser Stadt im Landtag
vertreten. Wahlkreisgrenzen
haben mehr statistischen Cha-
rakter und spiegeln nicht unbe-
dingt die natürliche Struktur einer
Stadt wider. 
So haben wir uns gemeinsam um
alle Angelegenheiten des öffentli-
chen Lebens gekümmert.

Der Landtag spart und verkleinert sich

Politischer Werdegang
Es gibt keinen Ausbildungsberuf
"Abgeordneter" und so sind auch
die Wege in den Landtag sehr
verschieden. Ich selber wuchs in
Salzwedel/Altmark auf, verbrach-
te dort auch meine Schulzeit und
schloss in Magdeburg das Studi-
um als Diplommathematiker ab.
Seit früher Jugend habe ich mich
für politische Fragen interessiert.
Freilich waren die Handlungs-
möglichkeiten zu Zeiten der sozia-
listischen Diktatur gering, aber ich
habe mich früher gegen den Satz
gewandt und tue es auch heute:
"Man kann nichts machen". Es gilt
immer, die Freiräume zu erfor-
schen und sich für die Gestaltung
einer lebenswerten Gesellschaft
einzusetzen. So habe ich 1990 als
Betriebsratsvorsitzender die Mag-
deburg Lacke GmbH, jetzt Institut
für Lacke und Farben, mit in die
Selbständigkeit geführt. Dem ehe-
maligen sozialistischen Bildungs-
system habe ich als Mitbegründer
des Ökumenischen Domgymnasi-
ums eine freie Schule entgegen-
gesetzt. Heute stehen staatliche
und freie Schulen in einem sich
gegenseitig anspornenden Wett-
bewerb, so dass ich erwarte, dass
wir nach und nach für alle Kinder
und Jugendlichen eine Schule
organisieren, die Spitzenleistun-
gen fördert, die Breite der
Schülerschaft gut auf den Beruf
vorbereitet und auch alle
schwächeren Schüler mitnimmt.
Meine politische Arbeit (ich bin
seit 1976 Mitglied der CDU) führ-
te mich zur Wahl in verschiedene
Gremien auf Stadt-, Land- und
Bundesebene. Zurzeit bin ich
Kreisvorsitzender CDU und leite
damit die gesamte politische
Arbeit in Magdeburg. In der
CDU-Landtagsfraktion bin ich als
deren Vorsitzender verantwort-
lich für unsere Arbeit im Parla-
ment und für die Abstimmung mit
Landesregierung, Landespartei
und Koalitionspartner FDP. Das
Herz meiner parlamentarischen
Arbeit liegt bei den Finanzen,
und so bin ich sehr darauf
bedacht, dass wir jeden Euro
sinnvoll einsetzen.

Wunderschön liegt sie da, die
Stadt am Strom. Aber im August
2002 drohte unsere Elbe zur alles
verschlingenden Hydra zu wer-
den. Die Deiche haben im
Wesentlichen gehalten, Magde-
burg kam mit dem Schrecken
davon. Land und Stadt haben ihre
Lehren gezogen. In einem bis zum
Jahr 2010 konkret ausgearbeite-
ten Programm werden alle Hoch-
wasserschutzanlagen im Gebiet
der Elbe saniert oder neu gebaut.
Dazu gehören u. a. die DIN-
gerechte Sanierung der Deiche,

die Verbesserung der Zuwegun-
gen und die Errichtung von Hoch-
wasserrückhaltebecken in den
Hochwasserentstehungsgebieten,
die Errichtung von Flutungspol-
dern und die Rückverlegung von
Deichen, wo möglich, um durch
gezielte Überflutungen den Hoch-
wasserscheitel zu kappen. Im
Ehle-Umflut-Kanal wurde inzwi-
schen den Abfluss behinderndes
Gestrüpp entfernt, Zuwegungen
zu den Deichen wurden oder wer-
den gebaut und auch die schwieri-
ge Entwässerung der "Badewan-

ne" zwischen Elbe und Umflut-
Kanal wird angegangen. Aber: Die
CDU wird den Kulturraum erhal-
ten. Die Stadtteile östlich der Elbe
gehören mit zu den schönsten
Magdeburgs. Sie müssen vor
Hochwasser geschützt und weiter-
hin städtebaulich entwickelt wer-
den. Wer, wie die Grünen "keine
weitere Ausweisung zur Wohnnut-
zung in ‚Ostelbien'" durchsetzen
will, hat nicht verstanden, dass es
gilt, Stadtentwicklung und Ökolo-
gie miteinander zu verbinden. 

Texte: Jürgen Scharf, MdL

Hochwasserschutz hat hohen Stellenwert

Seit 1990 im Landtag, seit 2002
Fraktionschef der CDU: Jürgen
Scharf wirbt erneut um das Ver-
trauen der Magdeburger.
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Eva Wybrands - Bilanz ... Versprochen - Gehalten !
Arbeitsplätze ermöglicht
In meiner Eigenschaft als europapo-
litische Sprecherin habe ich mich
vehement dafür eingesetzt, daß die
finanziellen Hilfen aus der Euroäi-
schen Union konsequent für Wachs-
tum und Beschäftigung eingesetzt
werden. 
- So haben durch die von mir initiier-
te Landesinitiative GAJL bisher
schon mehrere tausend junge Men-
schen einen Arbeitsplatz erhalten
und damit ein Leben in finanzieller
Unabhängigkeit beginnen können
- spezielle Arbeitsmarktprogramme
haben vielen älteren Arbeitnehmern
helfen können
Frauenpolitik - hohes Niveau 
Als frauenpolitische Sprecherin
konnte ich dazu beitragen, daß
durch eine Fülle von Maßnahmen
die Chancengerechtigkeit beim
Zugang zum Arbeitsmarkt und damit
zu einem selbst bestimmten Leben
ohne Armut verstärkt wurde.
Die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ist eines der wichtigsten Krite-

rien der Geschlechtergerechtigkeit.
Das Kinderfördergesetz -bundesweit
spitze - mit seinem Rechtsanspruch
gewährleistet gleiche Chancen für
Frauen und Männer auf Erwerb-
stätigkeit.
Der Schutz vor Gewalt ist eines der
entscheidenden Grundrechte: nur,
wer die Chance auf ein gewaltfreies
Leben hat, kann sich entsprechend
seiner Fähigkeiten entwickeln. Hier
habe ich mich u.a. für eine Stärkung
der Rechte der Opfer u.a. durch das
erweiterte Wegweisungsrecht einge-
setzt.
Mehr Bürgernähe
In Gesprächsreihen wie den
"Rothenseeer Gesprächen", "Mein
Recht", oder in stadtteilbezogenen
Sicherheitskonferenzen konnte ich
über die Landespolitik informieren,
über Bürgerrechte aufklären und
gemeinsam mit den Bürgern politi-
sche Entscheidungen beeinflussen.
So konnten - ob bei drohender
Grundschulschließung, Sportstätten
- oder Jugendzentrenprobleme -

immer gute Lösungen gefunden
werden.
Kinder und Jugendliche in der
Freizeit gefördert und gefor-
dert
Ich möchte, daß jedes Magdeburger
Kind stolz auf seine Stadt ist. Darum
führe ich seit mehreren Jahren mit
Kindern und Jugendlichen die leben-
dige Darstellung des Magdeburger
Rechts auf und möchte dies auch
weiter tun.
Ich will mich weiterhin ins
Zeug legen, damit
- die erfolgreichen Arbeitsmarktpro-
gramme konsequent erweitert wer-
den
- Magdeburg als attraktiver Wirt-
schaftstandort Unternehmer anzieht
- "unser graues Gold", unsere Senio-
rinnen und Senioren, aktiv an der
Gestaltung unserer Gemeinschaft
teilhaben
Ich werde 
- weiter für die Bürger in Nord eine
verlässliche Ansprechpartnerin sein.

Eva Wybrands

Termine
März
20.03.2006, 10.00 Uhr
Senioren Union
Beratungsraum der
CDU-Landesgeschäftsstelle

22.03.2006, 18.00 Uhr
Ost- und Mitteld. Vereinigung
Beratungsraum der 
CDU-Landesgeschäftsstelle

24.03.2006, 17.00 Uhr
Wahlkampfabschluss in Dessau
mit Angela Merkel
(Infos  Tel. 0391 6666810)

31.03.2006, 17.00 Uhr
Gesamtmitgliederversammlung
Ramada Hotel, Hansapark 2

April
17.04.2006, 10.00 Uhr
Senioren Union
Beratungsraum der
CDU-Landesgeschäftsstelle

25.04.2006, 19.00 Uhr
Ortsverband Am Neustädter Feld
Gasthaus "Nordwest"
Baumschulenweg 48

26.04.2006, 18.00 Uhr
Ost- und Mitteld. Vereinigung
Beratungsraum der CDU-LG

26.04.2006, 19.30 Uhr
Ortsverband Rothensee
Café Nordlicht, Zielitzer Straße 

26.04.2006, 18.30 Uhr
OV Sudenburg/Friedenshöhe
Plaza-Hotel/Restaurant

Mai
01.05.2006, 10.00 Uhr
Informationsstände 
auf dem Alten Markt

09.05.2006, 18:00 Uhr
Fachausschüsse Stadtentwicklg.,
Wirtschaft mit Klaus Puchta
Julius-Bremer-Str. 8-10

14.05.2006, 10.00 Uhr
Wandern in den Mai mit Hey ...

15.05.2006, 10.00 Uhr
Senioren Union
Beratungsraum der 
CDU-Landesgeschäftsstelle

17.05.2006, 19.00 Uhr
Ortsverband Am Neustädter Feld
Gasthaus "Nordwest", 
Baumschulenweg 48

24.05.2006, 18.00 Uhr
Ost- und Mitteld. Vereinigung
Beratungsraum der 
CDU-Landesgeschäftsstelle

24.05.2006, 18.30 Uhr
OV Sudenburg/Friedenshöhe
Plaza-Hotel/Restaurant
weitere Veranstaltungen Seite 8

Viele haben in den letzten Jahren
darüber diskutiert und lamentiert.
Eva Wybrands und die Frauen-
Union haben gehandelt. Sachsen-
Anhalt verlor jahrelang Tausende
junger, oftmals gut ausgebildeter
Menschen durch Abwanderung.
In einer groß angelegten Konfe-
renz am 10. Februar im Roncalli-
haus konnte die Landesvorsitzen-
de der Frauen-Union Sachsen-
Anhalts vor etwa 250 Zuhörern
eine tolle Bilanz des von ihr ange-
regten Projekts GAjL - gegen
Abwanderung junger Landeskin-
der - ziehen. 5.500 junge Leute
konnten mit Unterstützung dieses
Programms bisher in Sachsen-
Anhalt in den ersten Arbeitsmarkt
integriert werden und sich damit in
ihrer Heimat eine berufliche
Zukunft aufbauen.
Ministerpräsident Böhmer, Staats-

sekretär Haseloff und Fraktions-
chef Scharf würdigten die hervorra-
gende Initiative von Eva
Wybrands. "Sie haben den Nerv
getroffen", lobte der Wirtschafts-
staatssekretär das Projekt GAjL,
das aus dem Wirtschaftsressort mit
38 Mio. Euro gefördert wird.
Ministerpräsident Böhmer nutzte
die Gelegenheit, grundsätzliche

Erfordernisse des heutigen
Arbeitsmarktes anzusprechen. Um
Mitnahmeeffekte zu vermeiden,
könne der staatlich gestützte
Arbeitsmarkt nur entwickelt wer-
den, wenn Mindestlöhne festgelegt
würden. Dafür sollten die Tarifpart-
ner geeignete Lösungen suchen,
forderte Prof. Böhmer Gewerk-
schaften und Arbeitgeber auf.   wik

GAjL wirkt gegen Abwanderung
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Fragt man die Magdeburger, was
sie über Dieter Steinecke wissen,
dann fallen immer wieder die Begrif-
fe "bürgernah", "engagiert", "nicht
abgehoben" und "offenes Ohr". Elf
Jahre im Rathaus der Landeshaupt-
stadt und vier Jahre im Landtag
haben dazu sicher das ihre beige-
tragen. Aber entscheidender sind
da wohl die verschiedenen ehren-
amtlichen Aufgaben, die der 62-
jährige mit viel Einsatz bewältigt.
Dazu zählen auch die regelmäßi-
gen Bürgersprechstunden, Vor-Ort-
Termine im Wahlkreis oder die vie-
len Firmenbesuche, bei denen Die-
ter Steinecke sich informiert.
Seit fast 15 Jahren vertritt er als
Vorsitzender des Stadtsportbundes
Magdeburg aber auch die 30.000
Sportler der Landeshauptstadt. Bei
zahllosen Gesprächen in den Sport-
vereinen ist er für die Anliegen "sei-
ner" Mitglieder da. Und so ist es
kein Wunder, wenn Magdeburg
mittlerweile den 14. Kunstrasen-

platz plant, während in Halle erst
ein einziger fertig gestellt ist. Auch
am Bau der Bördelandhalle und
zahlreicher weiterer Sportstätten
hat Dieter Steinecke großen Anteil.
Aber die Menschen spüren ihm
auch ab, dass er keine leeren Wor-
te macht, wenn er über den Welt-
frieden spricht und zur Versöhnung
über den Gräbern aufruft. Dabei hat
der Landesvorsitzende des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge nicht nur die Alten im Blick -
egal ob Vertriebene, Ausgebombte
oder Hinterbliebene von Kriegsop-
fern - sondern ganz besonders die
junge Generation. Internationale
Sommerlager und sein "JAK"
(Volksbund-Jugendarbeitskreis)
genießen bei der Zeitplanung hohe
Priorität.
Es ist müßig, alle Vereine und
Ehrenämter aufzuzählen, wo Dieter
Steinecke sich für die Bürger und
Firmen unserer Region einsetzt.
Dem interessierten Leser sei dafür

ein Blick auf die Homepage
(www.dSteinecke.de) empfohlen.
Oder noch besser: suchen Sie das
Gespräch mit ihm, fragen Sie ihn
persönlich nach seinen Stecken-
pferden. Dann werden Sie sicher-
lich erkennen, dass sein Wahlslo-
gan "Mit Herz und Sachverstand für
Magdeburg" kein leeres Gerede ist.

Thomas Nawrath

Wir brauchen nicht lange drum
herum zu reden: Der Erfolg unser
Politik misst sich daran, ob wir es
schaffen, die Arbeitslosigkeit deut-
lich zu senken. Oder ganz platt
gesagt: Arbeit statt ALG II. Das gilt
für die Bundespolitik genauso wie
für unsere Landespolitik.
Mit dem Regierungswechsel vor
vier Jahren haben wir in Sachsen-
Anhalt das Ruder herumgerissen.
Mittlerweile stimmt der Kurs. Das
Image des Landes hat sich erheb-
lich verbessert. Und vor allem:
Heute ist die Arbeitslosenquote
geringer als zur Zeit von Herrn
Höppner. Viele unserer etablierten
Firmen - vor allem die vielen klei-
nen Handwerksbetriebe und Mit-
telständler - haben sich eben nicht
aus der Verantwortung gestohlen,
sondern weiter in Ausbildungs-
und Arbeitsplätze investiert. Das
ist das Rückrat unseres wirtschaft-
lichen Aufschwungs. 
Wichtig war aber auch die Neuan-
siedlung von Firmen, beispielswei-
se das Zellstoffwerk in
Arneburg/Stendal und die Solar-

zellenfabrik Q-Cells in Thal-
heim/Wolfen. Und zahlreiche Exi-
stenzgründer im ganzen Land
haben ihren Teil zur Schaffung
neuer Arbeitsplätze beigetragen.
Nicht unbedeutend war dabei
sicherlich der Bürokratieabbau,
den unsere CDU-FDP-Regierung
mit drei Investitionserleichterungs-
gesetzen voran getrieben hat.
Auch steht unseren Unternehmern
mit der Investitionsbank bei allen
Förderfragen ein starker Partner
zur Seite. 
Aber auch im so genannten zwei-
ten  Arbeitsmarkt haben wir einiges
erreicht. Ich rede mal nur von Bei-
spielen, wo ich mich auskenne: So
beschäftigt unser Stadtsportbund
Magdeburg jährlich rund 75 ABM-
und Ü55-Kräfte als Helfer der
Sportvereine, beispielsweise als
Nachwuchstrainer oder Platzwart.
Oder bei der Kirchensanierung in
Beyendorf und Sohlen sind 140
Menschen, darunter 40 Jugendli-
che, für rund ein Jahr mit sinnvoller
Arbeit unter Anleitung von Fachfir-
men beschäftigt. Und die Chancen

stehen gut, dass etliche von ihnen
in eine Festanstellung wechseln
können.
Doch ich bin Realist genug, um
auch die Schwierigkeiten zu
sehen. Die meisten Firmen klagen
über zu hohe Lohnnebenkosten. In
Zeiten von Computer- und Maschi-
nenarbeit brauchen wir praktikable
Lösungen für die große Zahl unge-
lernter Arbeitskräfte. Und deshalb
setze ich mich weiter dafür ein,
dass endlich das Jobprogramm
"Magdeburger Alternative" zumin-
dest in einem Pilotversuch getestet
wird. Seit drei Jahren loben alle
Experten dieses Konzept, doch
Rot-Grün im Bund und FDP-Mini-
ster Rehberger hier bei uns haben
die Umsetzung bisher verhindert.
Dabei hätten wir damit die reale
Chance, bundesweit 1,8 Millionen
neue Stellen zu schaffen (in Sach-
sen-Anhalt etwa 60.000). Gut,
dass Bundeskanzlerin Merkel und
CDU-Generalsekretär Pofalla die
Chancen erkannt haben und auf
eine schnelle Realisierung drän-
gen.                       Dieter Steinecke

Dieter Steinecke: 
"Mein oberstes Ziel: Arbeitsplätze statt ALG II"

Bürgernah und engagiert - Ein Politiker zum Anfassen
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Bei den letzten Landtagswahlen
2002 wurde ich in meinem Magde-
burger Wahlkreis in den Landtag
von Sachsen-Anhalt gewählt. Das
war der bisherige Höhepunkt mei-
ner politischen Laufbahn. Bereits
seit der politischen Wende 1990
engagiere ich mich auf kommunal-
politischer Ebene. Aktuell unter
anderem als stellv. Vorsitzender
der CDU-Ratsfraktion und deren
kinder- und jugendpolitischer Spre-
cher. 
Die Themen Kinder-, Jugend- und
Sozialpolitik haben neben meinen
Engagement für Magdeburg meine
Arbeit im Landtag geprägt. So bin
ich stellv. Vorsitzender des Aus-
schusses für Gleichstellung, Fami-
lie, Kinder, Jugend und Sport und
Mitglied im Ausschuss Gesundheit
und Soziales. 
Den Faktor Sport als wichtiges
erzieherisches Mittel für die junge
Generation und dessen Bedeutung
für die Gesundheit habe ich als
sportpolitischer Sprecher der Land-
tagsfraktion stets öffentlich betont.
Auch den Schwächsten der Gesell-

schaft den Behinderten gilt als
behindertenpolitischen Sprecher
immer mein offenes Ohr.
Die Förderung des ehrenamtlichen
Engagements ist für mich mehr als
eine politische Forderung. So bin
ich auf vielseitige Weise ehrenamt-
lich aktiv, u.a. als Präsident eines
Magdeburger Sportvereins.
An vielen wichtigen politischen Pro-
jekten konnte ich unter Ministerprä-
sident Prof. Dr. Wolfgang Böhmer
in der vergangenen Wahlperiode
aktiv mitwirken. So an der Neufor-
mulierung des wohl besten Kinder-
betreuungsgesetzes mit einem Bil-
dungsauftrag schon für die Klein-
sten. 
Mit dem Familienförderungsgeset-
zes hat der Landtag richtungswei-
sende Beschlüsse gefasst. Durch
die Einführung des Fachkräftepro-
gramms für die Jugendarbeit und
eine stabile Sportförderung konnte
in beiden Bereichen Planungssi-
cherheit für die nächsten Jahre
geschaffen werden. Das Wahlver-
sprechen, dass Abitur nach 12
Schuljahren wieder einzuführen,
wurde erfüllt und im PISA-Vergleich
hat Sachsen-Anhalt den größten
Sprung nach vorne gemacht. Auch
beim Thema Arbeitsmarkt kann
Sachsen-Anhalt eine erfolgreiche
Bilanz vorlegen. So gelang es über
99% aller Jugendlichen eine Ausbil-
dung zu vermitteln. 
Doch gibt es noch viel in Sachsen-
Anhalt und Magdeburg zu tun.
Wenn Sie mir ihr Vertrauen schen-
ken, möchte ich mich im Landtag
unter anderem für folgende Ziele

einsetzen.
-Weiterentwicklung der Landes-
hauptstadt zu einem modernen
Industrie-, Verwaltung-, Dienstlei-
stungs-, Hochschul- und Kultur-
standort um Magdeburg liebens-
und lebenswert zu gestalten
-Erhalt des Schiffshebewerkes
Rothensee als technischer und
touristischer Anziehungspunkt
-Die Chancen für Neu-Olvenstedt
im Rahmen des Stadtumbau Ost
konsequent nutzen um diesen
Stadtteil zu stärken
-Stärkung der Stadtteilzentren wie
der Halbstädter Straße oder
OLVEN1 
-Profilierung und Imageverbesse-
rung der Sekundarschulen
-Öffnung der Schuleinzugsberei-
che auch für Grund- und Sekund-
arschulen mit dem Ziel der Stär-
kung der Wahlfreiheit von Eltern
und Schülern
-Unterstützung der ehrenamtlichen
Arbeit vor Ort, z.B. in den Arbeits-
gruppen Gemeinwesenarbeit,
Interessengemeinschaften oder
Bürgervereinen & -initiativen
-Verstärkung der Maßnahmen zur
Sicherstellung der Ordnung und
Sicherheit
Ich würde mich freuen, wenn Sie
mir bei der Landtagswahl am 26.
März erneut ihr Vertrauen schen-
ken, damit ich gemeinsam mit
unserem Ministerpräsidenten Prof.
Dr. Wolfgang Böhmer meine Arbeit
im Landtag von Sachsen-Anhalt
fortsetzen kann. 

Wigbert Schwenke
Stadtrat und Landtagsabgeordneter

Wigbert Schwenke: Bindeglied 
zwischen Stadtinteressen und Landespolitik

Mit einer frischen und unge-
wöhnlichen Grafik gehen die
Magdeburger CDU-Landtags-
kandidaten auf Stimmenfang. 
Das Großplakat mit dem etwas
anderen Design wurde am
15.02.2006, auf dem Domplatz
vorgestellt. 
Die beiden FH-Studenten Kon-
rad Röpke und Stephan Pohl,
die dieses Plakat gestaltet
haben, waren sich bewusst,
dass es beim erstmaligen
Betrachten des Motivs sicher
das eine oder andere Schmun-
zeln geben wird. Doch eines
macht es deutlich, die CDU in
Magdeburg hat Schwung.
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Kernpunkte des Regierungsprogramms derweitere Termine
Juni
19.06.2006, 10.00 Uhr
Senioren Union
Beratungsraum der
CDU-Landesgeschäftsstelle

27.06.2006, 18.00 Uhr
Ortsverb. Am Neustädter Feld
Grillabend

28.06.2006, 18.30 Uhr
Ortsverband Sudenburg/
Friedenshöhe
Plaza-Hotel/Restaurant

28.06.2006, 18.00 Uhr
Ost- und Mitteld. Vereinigung
Beratungsraum der 
CDU-Landesgeschäftsstelle

Vorankündigungen
21.10.2006, 10.00 Uhr
Gesamtmitgliederversammlung
Ramada-Hotel, Hansapark 2

04.11.2006, 19.00 Uhr
CDU-Ball im Maritim-Hotel

Wandern 
in den Mai mit Hey…
Es ist wieder soweit, am Sonn-
tag, den 14. Mai treffen sich
alle Wanderlustigen, CDU-Mit-
glieder und Freunde zu einer
Wanderung in den Mai mit
Hey...
Treffpunkt ist um 9:00 Uhr der
Bahnhof Beyendorf und die
Wanderung geht zum Frohser
Berg und zurück. 
Auf halber Strecke wartet eine
kleine Überraschung auf die
Wanderer. Gegen 12:00 Uhr
sind wir wieder am Bahnhof.
Für Bahnreisende besteht die
Möglichkeit, vom Magdeburger
Hauptbahnhof um 8:43 Uhr, an
Beyendorf um 8:51 Uhr, zu fah-
ren. Zurück geht eine Bahn um
13:03 Uhr.

Bernd Heynemann
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Die CDU bekennt sich zur Zukunft
Sachsen-Anhalts als eine gleich-
wertige, zukunftsfähige Region in
der Gemeinschaft deutscher Län-
der. Wir bekennen uns zu den
Chancen unseres Landes als ein
moderner Wissenschafts- und
Wirtschaftsstandort, zu Traditio-
nen und den Zeugen unserer
Geschichte sowie zu dem Lei-
stungswillen der Menschen.
Vorfahrt für 
Wachstum und Arbeitsplätze
Sachsen-Anhalt ist nicht mehr Rote-
Laterne-Land, sondern wird wieder
mit Wachstum und Innovation in
Verbindung gebracht.
- Von der Wirtschafts-, über die For-
schungs- bis zur Umweltpolitik steht
die Schaffung neuer Arbeitsplätze im
Mittelpunkt der Landespolitik.
- Spitzenleistung durch unsere Ver-
waltungen: in keinem anderen Bun-
desland werden große Investitionen
schneller genehmigt.
- Die neu gegründete Investitions-
bank verbessert die Liquidität kleiner
und mittlerer Unternehmen.
Das wollen wir erreichen:
- Sachsen-Anhalt soll zur Modellre-
gion für Entbürokratisierung und ver-
antwortbare Deregulierung werden.
- Die Ansiedelung und der Ausbau
industrienaher Forschungseinrich-
tungen bleibt unser Ziel.
- Jeder ausbildungswillige- und aus-
bildungsfähige Jugendliche
bekommt eine Lehrstelle. Berufs-
starter wollen wir über Einstellungs-
hilfen weiterhin im Land halten.
Familien: 
unser Rückhalt, unsere Zukunft
Ehe und Familie mit Kindern stehen
im Mittelpunkt unserer Politik. 
- Nirgendwo in Deutschland werden
Kinder so intensiv und flexibel
betreut und gefördert wie in Sach-
sen-Anhalt, mit einem Rechtsan-
spruch von 0 bis 14 Jahren.
- Das Ziel der Chancengleichheit
von Frauen und Männern ist für die
CDU eine Selbstverständlichkeit. 
- Ein Landesbündnis für Familie för-
dert Allianzen von Wirtschaft, Ver-
bänden und Kirchen.
- Das Familienfördergesetz bündelt
viele Maßnahmen und gibt der
Familienförderung neue Impulse.
Das wollen wir erreichen:
- Kindertagesstätten sollen sich zu

familienorientierten Nachbarschafts-
zentren entwickeln.
- In Betrieben und Öffentlichem
Dienst wollen wir für die Vereinbar-
keit von Kindererziehung und Beruf
werben und Chancengleichheit
gewährleisten.
- Grundschullehrer sollen die Bil-
dungsangebote im letzten Kinder-
gartenjahr vor der Einschulung
unterstützen. Die Frühförderung soll
optimiert werden.
Unsere Bildungspolitik: Chancen
eröffnen, Leistung fördern
Im Ergebnis mutiger Bildungsrefor-
men haben unsere Schulen im
nationalen und internationalen Ver-
gleich aufgeholt, wie die letzte PISA-
Studie zeigt.
- Die Verbindlichkeit der Schullauf-
bahnempfehlung wurde eingeführt.
- In der Sekundarschule sichern dif-
ferenzierte Bildungswege klare und
leistungsgerechte Abschlüsse.
- Das Abitur nach 12 Jahren wurde
wieder eingeführt. 
- Mehr als 50 Schulen in freier Trä-
gerschaft wurden genehmigt.
Das wollen wir erreichen:
- Die Sekundarschule soll als ortsna-
he weiterführende Schule profiliert
und ihr Image über ein Schulsanie-
rungsprogramm gesteigert werden.
- Ein stabiles Schulnetz soll garan-
tiert werden.
- Die Unterrichtsversorgung in den
Fächern Religion und Ethik wollen
wir zur aktiven Wertevermittlung in
allen Schulformen vollständig
sichern.
Exzellenzoffensive für 
Wissenschaft und Innovationen
Eine neu strukturierte Hochschul-
landschaft stärkt die Profile der Uni-
versitäten und Hochschulen in
Sachsen-Anhalt. Das schafft gute
Voraussetzungen für noch mehr
Exzellenz in Forschung und Lehre.
- Die Autonomie der Hochschulen
wurde gestärkt, ihre wirtschaftliche
Betätigung erleichtert.
- Die fünfjährigen Zielvereinbarun-
gen geben den Hochschulen mehr
Planungssicherheit.
Das wollen wir erreichen:
- In der Hochschulmedizin streben
wir den Ausbau der komple-
mentären Kooperation zwischen
den Universitätskliniken Magde-
burg und Halle an.

- Wissenstransfer und Unterneh-
mensgründungen aus den Hoch-
schulen müssen forciert werden.
- Wir wollen das technologiefreundli-
che Klima in Sachsen-Anhalt durch
Maßnahmen für eine gewissenhafte
und transparente Risikofolgenab-
schätzung weiter fördern.
Gesunde Landesfinanzen - 
ohne Wenn und Aber
Der Schuldenkurs der Vorgängerre-
gierung wurde gestoppt und ein
strikter Konsolidierungskurs einge-
schlagen. Der weit reichende
Umbau der Landesverwaltung hat
insbesondere bei den Personalaus-
gaben zu deutlichen Effizienzgewin-
nen und Einspareffekten geführt.
Das wollen wir erreichen:
- Klientelpolitik und teure Prestige-
projekte wird es mit uns auch in
Zukunft nicht geben. Die Förderung
von Wachstum und Beschäftigung
sowie eine aktive Familienpolitik
haben finanzpolitische Priorität.
- Bis 2008 soll die Neuverschuldung
auf 500 Mio. Euro sinken. Ab dem
Jahr 2011 sollen keine neuen Schul-
den mehr gemacht werden.
- Der Staat und die Kommunen müs-
sen auf ihre Kernaufgaben zurück-
geführt werden. 
- Im Bundesrat werden wir uns für
ein einfaches, gerechtes und inter-
national konkurrenzfähiges Steuer-
recht einsetzen.
Gesundes und soziales 
Sachsen-Anhalt
Mehr Qualität und Effizienz bei den
Erbringern sozialer Leistungen und
die Förderung ehrenamtlichen Enga-
gements setzen neue Kräfte frei.
Das wollen wir erreichen:
- Angesichts abnehmender Bevölke-
rungszahlen müssen Klinikärzte
stärker in die ambulante ärztliche
Versorgung eingebunden werden.
- In der Pflege wollen wir unter dem
Motto "ambulant vor stationär" neue
Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen Angehörigen, Ehrenamtlichen
und Profis entwickeln.
Bürgerfreundliche Verwaltung in
einem sicheren Sachsen-Anhalt
Durch umfassende Reformen der
Landes- und Kommunalverwaltun-
gen haben wir ein kostengünstiges,
wirksames und schnelles Verwal-
tungssystem für den Bürger erreicht.

weiter auf Seite 9



- Wir haben dafür gesorgt, dass für
Gefahrenabwehr und Strafverfol-
gung statt für die Polizeiverwaltung
mehr Beamte zur Verfügung stehen.
- Eine höhere Aufklärungsquote bei
Straftaten schafft mehr Sicherheit
für alle Bürger. Seit 2002 ist die Kri-
minalitätsrate rückläufig.
Das wollen wir erreichen:
- Verwaltungen sollen noch bür-
gernäher werden - durch die weitere
Übertragung von Aufgaben auf die
Kommunen.
- Keine Zwangszusammenschlüsse
von Gemeinden - das Prinzip der
Freiwilligkeit hat weiterhin Vorrang.
- Wir wollen das Ehrenamt stärken
und lehnen daher bürgerferne
Großkreise ab.
- Politischen Extremismus und Ter-
rorismus wollen wir durch eine
intensive Zusammenarbeit von Poli-
zei und Verfassungsschutz stärker
bekämpfen.
- DDR-Unrecht wollen wir weiter
aufklären, den Opfern helfen und
der Verharmlosung und Beschöni-
gung der sozialistischen Diktatur
entgegentreten.
Justiz - verlässlich 
und zukunftsorientiert
- Durch die nachträgliche Siche-
rungsverwahrung wurden alle Bür-
ger besser vor schweren Straftätern
- und hier insbesondere Sexual-
straftätern - geschützt.
- Die Verträge zum Neubau einer

Justizvollzugsanstalt in Burg wur-
den unterzeichnet, der Bau von
Justizzentren in Magdeburg und
Stendal wurde begonnen.
Das wollen wir erreichen:
- Opferschutz muss Vorrang vor
Täterschutz haben.
- In der Verbrechensbekämpfung
müssen das Erwachsenenstrafrecht
bei Heranwachsenden konsequent
angewendet, Wiederholungstäter
schneller in Haft genommen und
DNA-Analysen ausgeweitet wer-
den.
- "Schwarze Schafe" dürfen künftig
bei der öffentlichen Auftragsvergabe
nicht berücksichtigt werden. 
- Wir wollen das Gerichtsvollzieher-
wesen zur schnelleren Durchset-
zung der Forderungen der Bürger
privatisieren.
Verkehrs- und Strukturpolitik 
im Zeichen Europas 
- Die Nordverlängerung der A 14
von Magdeburg bis Schwerin
einschließlich der B 190 n und der A
39 ist beschlossene Sache. 
- Den kommunalen Straßenbau
haben wir mit zusätzlichen Landes-
mitteln auf einem hohen Niveau
gehalten.
- Im Öffentlichen Personennahver-
kehr ist der Weg frei für Wettbe-
werb, mehr Service und flexiblere
Bedienformen.
- Der Stadtumbau ist in Sachsen-
Anhalt spürbar vorangekommen.

Das wollen wir erreichen:
- Durch Flussbaumaßnahmen an
der Elbe und den Bau des Saale-
Kanals bei Tornitz sollen Güterver-
kehrsströme auf die Wasserwege
umgelenkt werden.
- Wir wollen neue Finanzierungs-
möglichkeiten über EU-Fördermittel
für "Verkehrsprojekte Europäische
Einheit" nutzen.
Kultur und Medien anspruchsvoll
und verlässlich fördern
- Theater und Orchester in Sach-
sen-Anhalt haben durch den
Abschluss neuer Förderverträge
Planungssicherheit.
- Mit der Errichtung einer eigenen
Kulturstiftung bestehen für die zeit-
genössische Kunst erweiterte För-
dermöglichkeiten.
Das wollen wir erreichen:
- Für Kunst und Kultur soll auch in
finanziell schwierigen Zeiten min-
destens 1 % der Primärausgaben
am Gesamthaushalt bereitstehen.
- Ein dezentral organisiertes Lan-
desmuseum soll schrittweise auf-
gebaut werden.
- Die Existenz des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks muss gegen
europa- und weltweite Liberalisie-
rungsbestrebungen verteidigt wer-
den. Mit diesem Ziel wollen wir
das Profil des MDR als Regional-
sender schärfen.
Praxisnaher, 
nachhaltiger Umweltschutz

Mit pragmatischen Konzepten tra-
gen wir zum Erhalt der natürlichen
Lebensgrundlagen bei.
- Das überarbeitete Naturschutzge-
setz setzt auf einen partnerschaftli-
chen Ansatz und Praxisnähe. 
- Die Altlastensanierung insbeson-
dere bei ökologischen Großprojek-
ten wurde ohne Abstriche fortge-
setzt.
- Im fusionierten Nationalpark Harz
wird die Natur länderübergreifend
geschützt. 
- Den Flutopfern des Hochwassers
2002 wurde schnell und unbürokra-
tisch geholfen. Konzepte für einen
verbesserten Hochwasserschutz
werden zügig umgesetzt.
Das wollen wir erreichen:
- Die Umweltallianz soll weiterent-
wickelt, die Umweltbildung ausge-
weitet werden.
- Umweltfreundliche Energien müs-
sen in einen gesunden, beständi-
gen Energiemix eingeordnet wer-
den. Den zukunftsstarken Energie-
träger Biomasse wollen wir als Wirt-
schaftsfaktor ausbauen.
- Wir machen uns für die Beibehal-
tung niedriger Gebühren für Müll,
Wasserund Abwasser sowie sozial-
verträgliche Strompreise stark.
- Bis 2010 wollen wir die Umset-
zung der Hochwasserschutzkon-
zeption mit allen Hochwasser-
schutzanlagen und Deichsanierun-
gen weitgehend abschließen.
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Kauder: Die Große Koalition wird ein Erfolg für Deutschland
Nach 100 Tagen haben die Frakti-
onsspitzen von Union und SPD
eine positive Bilanz der Großen
Koalition in Berlin gezogen. "Die
Regierung hat einen hervorragen-
den Einstieg", sagte Unions-Frakti-
onschef Volker Kauder. Die Koaliti-
on habe in diesen ersten 100 Tagen
sowohl außen- wie innenpolitisch
das Programm abgewickelt, das sie
sich vorgenommen habe. "Das
Gespann Merkel - Müntefering"
habe durch seine Arbeit "entschei-
dend" dazu beigetragen, dass es
im Land wieder eine andere Stim-
mung gebe. 
Die Fraktions-Spitzen von Union

und SPD sind "Problemlöser". 
Die Regierung handle "tatkräftig"
und gehe ihre Aufgaben "kraftvoll"
an, unterstrich Kauder. Mit dem
Entwurf für den Bundeshaushalt
2006, den Finanzminister Stein-
brück vorlege, beginne die Koaliti-
on ihr Sanierungsprogramm.
Erneut sagte er dem Finanzmini-
ster die Unterstützung der Union
bei der Haushalts-Konsolidierung,
der Einhaltung der Maastricht-Krite-
rien und der Vorlage eines verfas-

sungsgemäßen Bundeshaushalts
zu. Daneben habe die Bundesre-
gierung seit November ein 25-Milli-
arden-Euro-Investitionsprogramm
und wichtige Projekte wie die
Föderalismusreform auf den Weg
gebracht.
Die Menschen hätten Vertrauen in
diese Koalition und sie erwarteten,
dass die Regierung Probleme löse,
betonte der Unions-Fraktionschef.
Selbst ihn überrasche es, wie
schnell sich Union und SPD nach
dem harten Bundestagswahlkampf
aufeinander zu bewegt und zu
einem "freundschaftlichen Arbeits-
verhältnis" gefunden hätten. "Wir
sind in Besprechungen nicht immer
einer Meinung, aber wir bringen es
immer zu einem einheitlichen
Handlungskonzept", unterstrich
Kauder.
Der Vorsitzende der Unionsfraktion
zeigte sich zuversichtlich, dass die
Große Koalition die anstehenden
Reformvorhaben zu einem positi-
ven Abschluss bringen werde. Kon-
kret nannte er die Unternehmen-
steuer- und die Gesundheitsreform
sowie den Bereich des Arbeits-

marktes. Die Erfahrungen dieser
ersten 100 Tage stimmten ihn opti-
mistisch, dass die Regierung auch
bei den geplanten Projekten ihre
Handlungsfähigkeit unter Beweis
stellen werde.
SPD-Fraktionschef Peter Struck
sprach von einer "Koalition der neu-

en Möglichkeiten" und der "großen
Chancen". Als große Herausforde-
rung bezeichnete er die Gesund-
heitsreform. Union und SPD stimm-
ten darin überein, dass weder die
solidarische Gesundheitsprämie
noch die Bürgerversicherung ver-
wirklicht werden könnten. Deshalb
würden die Koalitionspartner, die in
einem "konstruktiven Wettbewerb
der Ideen" stünden, einen "dritten
Weg suchen und auch finden". 
Struck versicherte, dass sich die
Koalitionspartner auf der Führungs-
ebene längst aneinander gewöhnt
hätten. Allerdings gebe es auf der
Arbeitsebene noch Anlaufschwie-
rigkeiten, die aber im Lauf der
nächsten Jahre überwunden wer-
den könnten. Der Fraktionschef
unterstrich, dass die Große Koaliti-
on auf einem guten Weg und im
Interesse der Bürgerinnen und Bür-
ger zum Erfolg verpflichtet sei.
Wenn es den beiden großen Volks-
parteien nicht gelinge, die "großen
Probleme der Zukunft zu lösen,
dann erleide das Vertrauen in die
Politik schweren Schaden.
Quelle: CDU-Bundesgeschäftsstelle

Der Verein "Bürger für Bürger in
Magdeburg" e.V. hat am 10.
Januar einen neuen Vorstand
gewählt. Nachdem der bisherige
Vorsitzende Peter Westphal nicht
mehr kandidierte, wählten die
Mitglieder einstimmig Eva
Wybrands, MdL, zur Vorsitzen-
den und Bernd Heynemann,
MdB, zum Stellvertreter. 
Die Ziele und der Arbeitsplan für
das Jahr 2006 wurden festge-
legt. So wurde beschlossen, das
Ehrenamt in Magdeburg mit der
Auszeichnung "Bürgerpreis der
Stadt Magdeburg" erneut zu wür-
digen. Die Anzahl der aktiven
Mitglieder will man weiter
erhöhen und die Netzwerkakti-
vitäten des Vereins sollen inten-
siviert werden.
Die Aktivitäten des Vorstandes
und des Vereins sind in sechs
geplanten Arbeitsberatungen des
Vorstandes auszuwerten und zu
begleiten.            Peter Westphal

Angela Merkel steht für eine kraft-
volle Bundesregierung. Foto: CDU

Mitteldeutschland oder Ostdeutschland oder was ?
Was ist Ostdeutschland? Über diese
Frage sollten sich alle deutschen
Politiker Gedanken machen, wenn
sie von den "neuen Bundesländern"
sprechen. Als Beispiel sei die Debat-
te im Deutschen Bundestag zum
Bericht zur deutschen Einheit ange-
führt: Herr Bisky von der PDS (ehe-
mals SED) sprach nur von Ost-
deutschland, durfte doch zu Zeiten
der SED-Diktatur die Vertreibung der
Deutschen durch Polen aus Ost-
deutschland, das ist Schlesien, die
Neumark, Hinterpommern und Ost-
preußen, in keiner Weise öffentlich
benannt werden. 
Zwei Herren jüngeren Jahrgangs
von den Grünen und der FDP
bedienten sich der gleichen Bezeich-
nungsweise, wohl weil sie aus eige-
nem Erleben und wahrscheinlich
auch vom Geschichtsunterricht her
nichts von der Vertreibung der Deut-
schen aus Ostdeutschland wissen.
Nur der Ministerpräsident von Sach-
sen-Anhalt, Prof. Böhmer, sprach
von den neuen Bundesländern, nie
von Ostdeutschland, denn dieser

Unterschied ist ihm wohl bewusst. 
Die millionenfache Vertreibung der
Deutschen aus ihren Heimatgebie-
ten im Osten und Südosten Europas
nach dem Ende des 2. Weltkrieges
bleibt ein großes Verbrechen gegen
das Vökerrecht. Hunderttausende
von deutschen Zivilisten wurden ent-
eignet, entrechtet, körperlich und
seelisch misshandelt und in Lager
gesperrt, wo Tausende verhunger-
ten. Bei den Verfolgungen und Mor-
daktionen gegen alles, was deutsch
war, zählte unterschiedslos nur die
Zugehörigkeit zur deutschen Natio-
nalität. Aus Ostdeutschland wurden
so etwa 11 Millionen Menschen ver-
trieben, während aus Ostpolen rund
3 Millionen Polen durch die Sowjet-
union vertrieben wurden. 
Von Historikern ist immer wieder dar-
auf hingewiesen worden, dass das
Potsdamer Abkommen vom 2.
August 1945 an keiner Stelle die Ver-
treibung der Deutschen anordnet. In
Artikel XIII wird Polen sogar aufge-
fordert, weitere Ausweisungen der
deutschen Bevölkerung einzustellen.

Sowohl Großbritannien als auch die
USA bekräftigten ihre bereits vor der
Konferenz von Jalta festgelegte Hal-
tung, dass Bevölkerungsumsiedlun-
gen auf ein Minimum gehalten wer-
den sollten. 
Im Vertrag mit Polen über gute
Nachbarschaft und freundschaftliche
Zusammenarbeit vom 17. Juni 1991
wird festgestellt, dass sich der Ver-
trag nicht mit Vermögensfragen
befasst, womit die Rechtsposition
der Bundesregierung ausdrücklich
offengehalten wurde. Damit wird
deutlich: Durch ein Vergehen gegen
das Völkerrecht wurde die West-
grenze Polens an Oder und Neiße
verlegt. Das Bestehen dieser Gren-
ze wurde seitens der deutschen
Regierung garantiert. 
Politiker sollten sich daran erinnern
und Mitteldeutschland "Mittel-
deutschland" nennen, auch im Inter-
esse der 500 000 Personen starken
deutschen Minderheit in Polen und
der Millionen Heimatvertriebenen
und ihren Nachgeborenen in
Deutschland.            Herbert Jellinek

Bürger für Magde-
burg starten durch
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RCDS organisiert Dialog zwischen Politikern und Studenten
Der Ring-Christlich-Demokratischer-
Studenten begann das Jahr gleich
mit einer ganzen Vortragsreihe. 
Den Anfang machte die europapoliti-
sche Sprecherin der CDU-Landtags-
fraktion Eva Wybrands, MdL. Unter
dem Titel "Wir bleiben hier!!" disku-
tierte sie mit Studentinnen und Stu-
denten, wie mit EU-Fördergeldern
Haltefaktoren geschaffen werden
können. 
Die Vielfalt der Programme reiche
über eine gezielte Förderung der
Existenzförderung bis zu sogenann-
ten "Rückholprogrammen", um ehe-
malige Landeskinder über ihre Mög-
lichkeiten in Sachsen-Anhalt zu
informieren. 
Nur wenige Wochen später konnte
der parlamentarische Staatssekretär
im Bundesinnenministerium, Dr.
Christoph Bergner, MdB, zu einer
Podiumsdiskussion in den Räum-
lichkeiten der Uni-Bibliothek begrüßt
werden. Zum Thema "Föderalis-
musreform: Chancen & Herausfor-
derungen für unsere Hochschulen"
diskutierte er mit Studierenden.
Bevor er sich den Fragen der Anwe-

senden stellte, machte er einige
Ausführungen grundsätzlicher
Natur. So plant die Bundesregierung
die Ausgaben für Forschung und
Entwicklung auf 3% des Bruttoin-
landproduktes bis 2010 zu steigern. 
Durch die geplanten Änderungen
bei der Zuständigkeit von Bund und
Ländern in Hochschulfragen erge-
ben sich erhebliche Veränderungen.
Zwar sind die dafür ehemals im Bun-
deshaushalt eingeplanten Mittel für
diesen Zweck als Zuschüsse für die
Länder reserviert, langfristig müssen

die Bundesländer aber mit einer
Reduzierung der Mittel rechnen. 
Erhebliche Auswirkungen wird auch
die Änderung der Besoldung der
Hochschulbediensteten haben.
Beim Wettbewerb der Bundesländer
ist darauf zu achten, dass kleinere
bzw. finanzschwächere Länder nicht
zu zweitklassigen Bildungsstandor-
ten werden. Vielleicht wäre hier eine
entsprechende Vereinbarung über
eine Art Entgeltkorridor unter den
Bundesländern sinnvoll.
Jürgen Scharf äußerte seine Beden-

ken zum schrittweisen Rückzug des
Bundes aus der Beschaffung von
Großgeräten für die Hochschulen.
Eva Wybrands wies auf die Entwick-
lungen in Osteuropa hin. Hier bieten
sich für die hiesigen Hochschulen,
auf Grund vorhandener Netzwerke,
exzellente Zukunftschancen. 
Allgemein kritisch wurde diskutiert,
dass bis auf wenige Ausnahmen
Hochschulen aus den neuen Bun-
desländern bei den Sonderprogram-
men des Bundes nicht berücksich-
tigt werden.
Mit Roland Heintze (Mitgl. der Ham-
burger Bürgerschaft) sprach in einer
weiteren interessanten Veranstal-
tung des RCDS ein ausgewiesener
Experte zum Thema "Modernes
Marketing - Probleme und neuartige
Lösungsansätze". Beispielhaft am
vergangenen Bundestagswahl-
kampf erklärte er wie modernes Poli-
tikmarketing aussieht. Dabei wurde
in der Diskussion auch nicht mit Kri-
tik an der Wahlkampfführung von
CDU/CSU gespart.

Christin Menzel
stellv. Gruppenvorsitzende RCDS

RCDS im Gespräch mit Eva Wybrands, MdL, an der Otto-von-Gue-
ricke-Universität Magdeburg.                                   Foto: Tobias Krull
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Herzliche Glückwünsche
Februar
Hans-Joachim Raabe zum 72. Geburtstag
Lothar Thein zum 72. Geburtstag
Benita Behrends zum 71. Geburtstag
Rosina Schoof zum 70. Geburtstag
Karl-Heinz Güssau zum 69. Geburtstag
Gudrun Habe nicht zum 69. Geburtstag 
H.-Wolfgang Wagner zum 66. Geburtstag

März
Wolfgang Klapper zum 82. Geburtstag
Helga Jahnke zum 75. Geburtstag
Josef Schwenke zum 75. Geburtstag
Helga Beleth zum 74. Geburtstag
Ulrich Germer zum 69. Geburtstag
Jürgen Bethge zum 69. Geburtstag
Lothar Henze zum 68. Geburtstag
Prof. Dr. Werner Irmer zum 66. Geburtstag

Handlungsspielräume für die Zukunft Magdeburgs sichern
Befindet sich Magdeburg in der
Schuldenfalle? Was wird sich die
Stadt bei schrumpfender Bevölke-
rung in Zukunft noch leisten kön-
nen? Mit diesen Grundsatzfragen
beschäftigten sich die CDU-Fach-
auschüsse Stadtentwicklung, Finan-
zen und Wirtschaft in einer gemein-
samen Sitzung zusammen mit der
KPV am 19. Januar in der Landes-
geschäftsstelle. 
Als Gast konnte Initiator Wilfried
Köhler den Bundestagsabgeordne-
ten Carsten Müller aus Braun-
schweig begrüßen, der über die
erfolgreichen Maßnahmen der
CDU-geführten Stadtverwaltung
Braunschweigs zur Sanierung des
städtischen Haushalts berichtete.
Braunschweig habe vor einigen Jah-
ren vor denselben großen Finanz-
problemen gestanden wie heute
Magdeburg. Mit reinen Sparmaß-
nahmen hätte die Schieflage des
Haushaltes jedoch nicht beseitigt
werden können, berichtete Carsten
Müller, weil nur etwa 20% der Aus-
gaben freiwillige Leistungen gewe-
sen seien. Um aus dem Teufelskreis
der ständig steigenden Verschul-
dung heraus zu kommen, habe
Braunschweig erhebliches städti-

sches Vermögen veräußert und
damit wieder finanzielle Spielräume
im Stadthaushalt erreicht.
Der Schuldenstand Magdeburgs,
den Tobias Krull zu Beginn der Sit-
zung darlegte, machte die Teilneh-
mer betroffen. Ende des Jahres wird
die Landeshauptstadt etwa 235 Mio.
Euro Schulden aufgehäuft haben,
was mehr als Tausend Euro pro Ein-
wohner entspreche. Tendenz stei-
gend. 
Mit weiteren Belastungen sei wegen

der Defizite der städtischen Eigen-
betriebe und der Entwicklungsmaß-
nahmen in Rothensee zu rechnen.
Zurückgehende Landeszuweisun-
gen und stagnierende Steuerein-
nahmen lassen für die Haushaltsla-
ge der Stadt keine Besserung erwar-
ten, machte Krull deutlich.
Auf Grund dieser Haushaltssituation
haben sich der Oberbürgermeister
und der Stadtrat schon vor Jahren
auf ein sogenanntes Haushaltskon-
solidierungsprogramm geeinigt. Die-

ses wird jährlich fortgeschrieben und
umfasst mittlerweile mehr als 80
Einzelmaßnahmen. Diese reichen
von verschiedenen Maßnahmen zur
Senkung der Personalkosten, über
die Übertragung von kommunalen
Einrichtungen an Dritte bis hin zur
Reduzierung der Kosten für Veröf-
fentlichungen. Das Gesamtvolumen
dieser Projekte beträgt rund 50 Mio.
Euro. Es ist offensichtlich, dass ent-
sprechende Widerstände von Seiten
der Betroffenen unvermeidlich sind.
Zwar gibt es auch bei der CDU-
Ratsfraktion die Einsicht in die Not-
wendigkeit der Konsolidierung, es
werden aber auch hier Prioritäten
gesetzt. So wurden auf Antrag der
CDU weitere Einsparungen zum
Beispiel im Bereich der Schwimm-
hallen abgelehnt.
In der lebhaften Diskussion wurde
der Weg Braunschweigs grundsätz-
lich positiv eingeschätzt. Die Privati-
sierung von städtischem Vermögen
müsse daher geprüft und die Akti-
vitäten der Stadt Dresden zur Ver-
äußerung ihrer stadteigenen Woh-
nungsbaugesellschaft sorgfältig
beobachtet werden, fasste Köhler
das Ergebnis zusammen.

Tobias Krull/Wilfried Köhler

Januar
Gerhard Wiederhold zum 90. Geburtstag
Rosemarie Binder zum 76. Geburtstag
Johanna Orling zum 72. Geburtstag
Horst Oeltze zum 72. Geburtstag
Karl Mawrin zum 69. Geburtstag
Lothar Jahn zum 66. Geburtstag

MdB Carsten Müller (stehend) aus Braunschweig referierte vor interessier-
ten Unionsfreunden über die Wege aus der Finanzkrise, die Braunschweig
erfolgreich unter einer CDU-geführten Stadtverwaltung ging. Mit einer geziel-
ten Privatisierungspolitik habe die Stadt wieder finanziellen Handlungsspiel-
raum zurück gewonnen.Wird auch Magdeburg diesen Weg gehen müssen?
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In der öffentlichen Darstellung wird
die Ablehnung des Europäischen
Verfassungsentwurfs durch die Bür-
ger in Frankreich und den Niederlan-
den als Krise der Europäischen Uni-
on dargestellt. Unbemerkt hat  am
08.Februar 2006 das belgische Par-
lament die Verfassung ratifiziert. 
Das ist ein Grund mehr, die Verfas-
sung nicht für "tot" zu erklären. Nur
mit der Verfassung wird die Europäi-
sche Union die Grundlagen für eine
weitere Integration schaffen. Mehr
Demokratie, mehr Flexibilität und
mehr Effizienz - das sind die Kern-
punkte, die durch die Verfassung
erreicht werden können. Diese Ent-
wicklung wird nicht für die Zukunft
verlangt, sondern ist notwendig, um
den Erweiterungsprozess um die
zehn neuen Mitgliedstaaten erfolg-
versprechend zu gestalten.
Wenn am 26. März dieses Jahres
der Landtag von Sachsen-Anhalt
neu gewählt wird, entscheidet der
Wähler auch über das Erschei-
nungsbild unseres Landes in Europa
und wie die Regierung die europäi-
schen Chancen für seine Bürgerin-

nen und Bürger nutzen wird. 
In der Verfassung der Europäischen
Union, die nach der jetzigen Planung
2009 in Kraft treten soll, erhalten die
Länder, auch Sachsen-Anhalt, noch
mehr Möglichkeiten, dass ihre Inter-
essen im europäischen Gesetzge-
bungsverfahren Berücksichtigung

finden. Am 26. März wird also ent-
schieden, wie diese Möglichkeiten in
den nächsten fünf Jahren genutzt
werden. 
Ein wichtiger Aspekt im europapoliti-
schen Wirken besteht darin, die Insti-
tutionen in Brüssel auf die Probleme
im Land hinzuweisen.

Große Beachtung fanden die zahl-
reichen Besuche der Landesregie-
rung und des Landtages in den Insti-
tutionen der Europäischen Union.
Hier wurde Lobbyarbeit par excellen-
ce durchgeführt. Neueste Entwick-
lungen in Europa frühzeitig erkennen
und durch persönlichen Kontakt Ein-
fluss auf die Entscheidungsebene
nehmen, sind Grundvoraussetzun-
gen für ein erfolgreiches Wirken.
Durch europäische Bildung an den
Schulen erhalten unsere Schülerin-
nen und Schüler das Rüstzeug zur
Nutzung europäischer Chancen.
Erfahrungsaustausch und Zusam-
menarbeit sind wesentliche Voraus-
setzungen für eine positive Entwick-
lung im Land. Die von Sachsen-
Anhalt initiierte interregionale
Zusammenarbeit mit Regionen in
Frankreich, Ungarn und Spanien ist
besonders lobenswert.
Sachsen-Anhalt hat sich vom passi-
ven Nutzer europäischer Chancen
zum aktiven Gestalter Europas ent-
wickelt  - vor allem zum Wohle seiner
Bürger. 

Horst Schnellhardt, MdEP

Sachsen-Anhalt ist aktiver Gestalter Europas

Europaabgeordneter Dr. Horst Schnellhardt, bei seinem Vortrag am 23.
Februar im Intercity-Hotel, sieht gute Chancen, die Europäische Verfassung
zu ratifizieren und die EU auf eine zukunftsfähige Grundlage zu stellen.



Aus Anlass der Fertigstellung der
neuen Räumlichkeiten im sanier-
ten Alten Rathaus lud der Vorsit-
zende der CDU-Ratsfraktion Mag-
deburg, Reinhard Stern, die Mit-
glieder der CDU-Ratsfraktion
Braunschweig in unsere Stadt ein.
Erst vor kurzem konnte der Braun-
schweiger CDU-Bundestagsabge-
ordnete Carsten Müller zu einer
Vortragsveranstaltung über Kom-
munalfinanzen in Magdeburg, auf
Einladung unseres Parteifreundes
Wilfried Köhler begrüßt werden.
Seit vielen Jahren existieren Kon-
takte zwischen den CDU-Kreisver-
bänden Braunschweig und Mag-
deburg. Gerade nach der politi-
schen Wende unterstützte die
Braunschweiger CDU-Ratsfrakti-
on die CDU-Mitglieder der damali-
gen Stadtverordnetenversamm-
lung bei der Einarbeitung in die
neuen kommunalrechtlichen Rah-
menbedingungen.
Seitdem riss die Verbindung auf
CDU-Ebene zwischen Braun-
schweig und Magdeburg nicht ab.
Neben dem regelmäßigen Kontakt
zwischen den beiden Ratsfraktion
pflegte vor allem der CDU-Orts-
verband Rothensee/Neustädter
See/ Kannenstieg unter dem ehe-
maligen Vorsitzenden Johannes
Rink enge Beziehungen zum
Braunschweiger CDU-Ortsver-
band Südstadt - Lindenberg mit
der Vorsitzenden Angelika Holl-
bach.
Die Unionsfreunde aus der Part-
nerstadt folgten gerne der Einla-
dung nach Magdeburg und so
konnten am 30. Januar neben
dem Fraktionsvorsitzenden Wolf-
gang Sehrt auch die Stadträte

Hennig Brandes (MdL), Heinz
Günter (Ratsvorsitzender der
Stadt Braunschweig), Reinhard
Manlik, Franz Matthies (gleichzei-
tig Fraktionsgeschäftsführer), Car-
sten Müller (MdB) und Kurt Schra-
der (MdL) begrüßt werden. Ver-
vollständigt wurde diese Runde
durch die Bürgermeisterin der
Stadt Braunschweig Friederike
Harfinger (CDU).
Neben dem Magdeburger Frakti-
onsvorsitzenden waren unter
anderem seine beiden Stellvertre-
ter im Amt Gunter Schindehütte
und Wigbert Schwenke (MdL),
Bernd Heynemann (MdB), Frank
Schuster, Michael Heendorf und

Bernd Reppin erschienen um die
Gäste in Magdeburg zu begleiten.  
Um ihnen die Veränderungen in
der Stadt deutlich zeigen zu kön-
nen, startete das Besuchspro-
gramm mit einer rund zweistündi-
gen Stadtrundfahrt unter der sach-
kundigen Leitung des CDU-Stadt-
rates und Stadtführers Eberhard
Seifert. 
Neben dem Besuch der Klassiker
wie Dom und Hegelstraße wurden
auch der neugestaltete Univer-
sitätsplatz und die Veränderungen
im ostelbischen Raum besichtigt.
Die Gäste aus unserer Partner-
stadt zeigten sich von der positi-
ven Stadtentwicklung beeindruckt.

Im Anschluss wurde die neuen
verbesserten Arbeitsbedingungen
der Fraktion im Alten Rathaus aus-
führlich vorgestellt. Mindestens
ebenso großes Interesse fand der
Otto-von-Guericke-Saal. Hier
konnte der Magdeburger Stadt-
ratsvorsitzende Jens Ansorge mit
seinem Braunschweiger Amtsbru-
der in alle Ruhe fachsimpeln. 
Nach den ganzen Führungen wur-
de die Diskussion im bequemeren
Rahmen fortgesetzt. In der inhaltli-
chen Debatte wurden vor allem
Themen wie Haushaltskonsolidie-
rung, demografischer Wandel und
Weiterentwicklung der gegenseiti-
gen Zusammenarbeit behandelt.
Außerdem hatte ich noch die
Gelegenheit mich mit dem Braun-
schweiger Fraktionsgeschäftsfüh-
rer über den einen oder anderen
Aspekt der täglichen Arbeit auszu-
tauschen. 
Die Braunschweiger Gäste ver-
ließen Magdeburg nicht ohne eine
Gegeneinladung in ihre Heimat-
stadt auszusprechen. Dieser
Besuch wird vermutlich im April
oder Mai stattfinden.
Doch bereits am Freitag, nach
dem Besuch, kam es zu einem
Wiedersehen in kleinerer Runde.
So reisten einige Mitglieder der
Magdeburger CDU auf Einladung
zur Schnitzelparty der Jungen Uni-
on und der CDU-Ortsverbände
Braunschweigs. Dabei konnte der
Magdeburger JU-Kreisvorsitzende
Tobias Krull sich gleich Wahl-
kampfunterstützung durch den JU-
Kreisvorsitzenden  Braunschweigs
Torsten Rimane sichern.

Reinhard Gurcke
CDU-Ratsfraktionsgeschäftsführer
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Verbindung zur Partnerstadt Braunschweig deutlich intensiviert

Gemeinsames Gruppenbild der CDU-Ratsfraktionen Braunschweig
und Magdeburg vor dem Alten Rathaus. letzter Reihe (v.l.) Hennig
Brandes, Frank Schuster, Eberhard Seifert (halbverdeckt), Bernd Rep-
pin, Carsten Müller, Michael Heendorf, mittlere Reihe (v.l) Reinhard
Manlik, Gunter Schindehütte, Fraktionsvorsitzender Reinhard Stern,
Bürgermeisterin Friederike Harfinger, Fraktionsvorsitzender Wolfgang
Sehrt, erste Reihe (v.l.) Renate Röhr, Kurt Schrader, Reinhard Gurcke,
Stadtratsvorsitzender Jens Ansorge, Ratsvorsitzender Heinz Günther,
Wigbert Schwenke und Franz Matthies.                  Foto: Tobias Krull

Am 30. Januar besuchten auf Ein-
ladung des Geschäftsführers
Karl-Heinz Ehrhardt (2. v.l.) und
des Leiters Infrastruktur Wolfgang
Hucke (2. v.r.) Gerhard Häusler,
Dieter Steinecke, MdL, Wigbert
Schwenke, MdL, Jürgen Scharf,
MdL, und Eva Wybrands (v.l.) die
Magdeburger Hafen GmbH. 
Im Bild links bei der Besichtigung
der Verbindungsstelle zwischen
Schifffahrts- und Schienenver-
kehr, die, so Ehrhardt, auch in
Kombination mit dem Straßenver-
kehr gesehen werden sollte. Die
Magdeburger Hafen GmbH stellte
sich u.a. als Logistikdienstleister
dar.                    Fotos: Birgit Uebe



Merkel zog Sachsen-Anhalter in ihren Bann
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Am 11.01.2006 veranstalteten der
CDU-Landesverband Sachsen-
Anhalt, der Landesverband der
CDU-Mittelstandsvereinigung und
der CDU-Kreisverband Magdeburg
gemeinsam einen Neujahrsempfang
im Maritim-Hotel. Mehr als 1400
Menschen kamen zu diesem her-
ausragenden Ereignis. Wohl einer
der Hauptgründe für dieses große
Interesse war die Gastrednerin, die
Bundeskanzlerin und CDU-Bundes-

vorsitzende Dr. Angela Merkel. 
Bereits beim Eintreten in den Saal
brandete ihr stürmischer Beifall ent-
gegen. Immer wieder wurde ihre
Rede von Zwischenapplaus unter-
brochen. In ihrem Vortrag schilderte
sie den politischen Umgang und den
gegenseitigen Gewöhnungsprozess
innerhalb der Großen Koalition.
Mehrfach sprach sie Prof. Böhmer
ihre persönliche Anerkennung für
seine geleistete Arbeit aus. Die Ver-

mittlung und Einhaltung von Grund-
werten sei für ein funktionierendes
Gemeinwesen von entscheidender
Bedeutung, so die Bundeskanzlerin.
Nicht ohne Hintergedanken fragte
die CDU-Bundesvorsitzende, wer
sich das gleiche Organisationstalent
zutraut, wie eine Mutter mit mehre-
ren Kindern. Sie verstand es in
ihrem Vortrag die politischen Positio-
nen der Union auf vielen Politikfel-
dern deutlich zu machen. 

Zuvor hatte der CDU-Kreisvorsitzen-
de Magdeburgs, Jürgen Scharf
MdL, die zahlreichen Vertreter aus
Staat, Kirche, Wirtschaft, Sozialver-
bänden und sonstigen Organisatio-
nen begrüßt, die sich im großen
Saal des Hotels eingefunden hatten.
Der CDU-Landesvorsitzende Tho-
mas Webel machte in seiner Rede
sehr deutlich, welche Negativfolgen
es für Sachsen-Anhalt haben könn-
te, wenn die CDU bei der kommen-
den Landtagswahl die Regierungs-
verantwortung verlieren würde.
Bereits Erreichtes würde wieder ver-
loren gehen und Sachsen-Anhalt
zählte sehr schnell wieder zu den
Negativbeispielen. 
CDU-Spitzenkandidat und Minister-
präsident Prof. Dr. Wolfgang Böh-
mer zog eine Bilanz der Arbeit der
Landesregierung. So konnte Sach-
sen-Anhalt endlich wieder die Rote-
Laterne bei den Arbeitslosenzahlen
abgeben. Das Bild in der Öffentlich-
keit hat sich positiv gewandelt. Nicht
mehr das Land der Zauderer son-
dern das Land der Frühaufsteher
verbindet man mit dem Namen
unseres Bundeslandes. 
Nach dem Ende des offiziellen Tei-
les ging es in lockeren Gesprächs-
runden vor allem um die Landtags-
wahl. Von diesem Abend ging ein
Aufbruchsignal durch das gesamte
Land mit dem Ziel, Böhmer und der
CDU das Weiterregieren zu ermögli-
chen.                            Tobias Krull

Bernd Heynemann, MdB,
ist in die Parlamentarische
Versammlung des Europa-
rates und der Westeu-
ropäischen Union gewählt.
„Ich freue mich auf diese zusätz-
liche Aufgabe, mit den anderen
Kollegen den europäischen Pro-
zess begleiten zu dürfen. 
In den Ausschüssen für „Wirt-
schaft und Entwicklung“ sowie
für „Kultur, Wissenschaft und Bil-
dung“ möchte ich mich für die
Belange unseres Landes im
Gesamtrahmen Europas einset-
zen. 
Dabei wird es eine enge Zusam-
menarbeit mit den Europaabge-
ordneten aus Sachsen-Anhalt
geben“. 

Bernd Heynemann




